
Anlage 2

Auszug aus dem Prtifunasbericht

Zusammenfassung
der wesentlichen Ergebnisse

der überörtllchen Prüfung

7.

Bei der Bildung von Hauahaltsausgaberesten wurde das Kassenwtrksamkeitsprinzip
(§§ 85 Abs. 1 NGO und § 7 Abs. 1 GemHVO) nicht ausreichend beachtet (Tz. 8>.

Bezüglich der Delegation von pereonalrechtlichen Befugnissen ist noch ein
entsprechender Beschluss des Verwaltungsausschusses zu fassen (Tz 12).

Allgemein Ist darauf hinzuweisen, dass die Stadt im Bereich der städtischen
Kindergärten - gegenüber den sonstigen krelsangehörigen Gemeinden - ein
erhebliches Angebot freiwilligar Leistungen vorhält, Bd einer Rückführung des
Angebotes auf die Mindestvorgaben des KFTaG sieht das Kommunalpriifungsamt
ein Einsparungspotentlal von ca. 250 T  (Tz 18).

Die von der Stadt angewandte Methode zur Bemessung des Personalbedarfs bei
den Hausmeisterdiensten unterscheidet sich erheblich von den Empfehlungen der
KGSt. Bei Anwendung dieser Empfehlungen sieht das Kommunalprufungssmt ein
Einsparungspotentlal von ca. 150 T  (Jf. 21-23).

Bei Anwendung der Landkreisregelung für die Reinigungsdienste in Schulobjektsn
würde ein Einsparungspotential von rd. 300 T  bestehen. Die näheren Aus-
führungen wurden der Verwaltung zur Verfügung gestellt (Tz 24).

Der Saldo aus den Differenzen bei den Sozialhilfeabrechnungen von 2.012,23   ist
vom Landkrels zur Erstattung anzufordern (Tz 26).

Die Stadt sollte kQnftig vermehrt von der Möglichkeit Gebrauch machen.
Vorausleistungen auf Straßenausbaubeiträge und KanalbaubeHräge zu erheben (Tz
33 und 35).

Es wird dringend empfohlen, mit den fremden Trägern von Kindergärten
schriftliche Verträge hinsichtlich der bestehenden Rechte und Pflichten sowie der
Individuellen Besoncterheiten (Aufgabenabgrenzung bzw. Regiekostenanteite) abzu-
schließen (Tz 38).

Die bereits aufgrund des vorherigen Prüfungsberichts erklärte Zielsetzung, die
Vergleichbarkeit" der KlndertagesstäUen in fremder und eigener Trägerschaft
herzustellen und im Rahmen der Budgetzuteilung gleiche Verhältnisse zu schaffen,
wurde nicht erreicht (Tz 39!.

10. Zuweisungen des Landkreises
verlorengegangen, weil entsprec
ben sind (Tz 40).

11. Bei den Abrechnungen für
Mängel ergeben, Ober

m Höhe von rd. 75 TDM sind der Stadt
Meldungen für Kinderspielkreise unterblie-

läUen verschiedener fremder Träger haben sich
ilung im einzelnen zu berichten ist fTz 41 bis 45).



12. Die Delegatlon der Jugendhilfesachbearbeitung vom Landkreis auf die Stadt - im
Rahmen der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung - deckt eine weitere Detegation auf
die Kindergärten in fremder Trägerschaft nicht ab (Tz 51).

13. Bei der stichprobenweise durchgeführten Prüfung der von der Stadtverwaltung
erteilten Gebührenbefreiungen im Rahmen der wirtschaftlichen Jugendhiffe wurden
verechiedene grundsätzliche Mängel festgestellt. Im Berichtszsitraum 1899 - 2002
wurden Leistungen für den Landkreis in Höhe von mehr als 1 Mio.   bewilligt.
Aufgrund der festgestellten Mangel in der Sachbearbeitung ist zu befürchten, dass
ein Teil dieser Bescheide unrechtmäßig ist fTz 52 bis 84).

14. Der gewählte Zinssatz von 6% für die Verzlnsung des eingesetzten Fremd- und
Elgenkapitals bei der Abwasserbeseitigung ist inzwischen sowohl nach den
tatsächlichen Zinssätzen für die von der Stadt aufgenommenan Darlehen als auch
nach den Möglichkeiten für die mittelfristige Anlage von Mitteln der Gemeinde nicht
mehr angemessen (Tz 58).

15 Bereits im letzten Prüfungsbericht wurde auf die unterschiedlicha Rechtsauffassung
hinsichtlich der Behandlung des Abzugskapltals hingewiesen (Tz 57).

16. Bei der Fäkalschlammentsorgung wurden für 1998 und ab 2001 in den
SebDhrensatzungen gegenüber dar Kalkulatton geringerB Gebühren festgesetzt
Die Stadt hat damit zu Lasten des allgemeinen Haushalts Einnahmen in nicht
unerheblicher Höhe nicht realisiert (Tz 61 und 62).

17. Die Stadt Aurich hat bisher keine Gebühren für die Oberfiächenentwässerung
erhoben und damit die gem. § 83 Abs. 2 NGO erforderliche vorrangige Erhebung
elnes speziellen Entgeltes fOr die von ihr erbrachte Leistung nicht beachtet <Tz 63).

18. Bei der Stra&enreinigung Ist eine Neuerfassung der zu reinigenden StraSenlangen
erforderlich (Tz 65). Die Kosten fOr die Entleerung von Papierkarben sind der
StraSenreinigung zuzuordnen (Tz 66).

19. Das bei der Auszahlung von Barteistungen der Sozialhilfe gewählte Verfahren
enthält emebliche SlcherheitsmSngel. Die Zahlstelte bsim Sozialamt sollte aufgelöst
und die Aufgaben von der Stadtkasse erledigt werden (Tz 84 und 85).

20. Die Verringarung der Kosten für den Vollstreckungsdienst Ist durch ein®
Verringerung des Personals zu erreichen, Auf das von der Stadt erstellte
Organisationsgutachten wird hingewiesen fTl 87 bis 89),

21. Vom örtliche Rechnungsprofungsamt sind künftig verschiedene neue Sachgeblete
in die Prüfung mit elnzubeziehen (Tz 93).
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